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Bekanntmachung 

des Rhein Erft-Kreises 
 

über die erneute Erörterung im Wege der Online-Konsultation der Einwendungen und 

Stellungnahmen bzgl. des Antrags auf Erteilung einer Genehmigung zur Trockenauskiesung 

gemäß § 3 des Gesetzes zur Ordnung von Abgrabungen zur Gewinnung von Kiesen und Sanden in 

Elsdorf, Gemarkung Oberembt, Flur 16, Flurstücke 55, 58, 61, 64, 67, 68, 70, 71, 73 und 74 

 

Antragsteller: Michael Gülden   

 

Herr Michael Gülden hat beim Landrat des Rhein-Erft-Kreises für das o.g. Vorhaben die Erteilung 

einer Genehmigung gemäß § 3 des Gesetzes zur Ordnung von Abgrabungen für das Land Nordrhein-

Westfalen (Abgrabungsgesetz NRW – AbgrG) vom 23.11.1979 (GV. NRW. 1979 S. 922) beantragt. 

Dieser Antrag nebst Planunterlagen und Umweltverträglichkeitsprüfung lag in der Zeit vom 

18.02.2019 bis einschließlich 18.03.2019 bei der Stadt Elsdorf und beim Rhein-Erft-Kreis während 

der allgemeinen Dienstzeiten zur Einsichtnahme aus. 

 
Am 01.07.2019 wurden die rechtzeitig gegen den Plan erhobenen Einwendungen, die rechtzeitig 

abgegebenen Stellungnahmen von Vereinigungen nach § 73 Absatz 4 Satz 5 Verwaltungs-

verfahrensgesetz sowie die Stellungnahmen der Behörden zu dem Plan mit dem Träger des 

Vorhabens, den Behörden, den Betroffenen sowie denjenigen, die Einwendungen erhoben oder 

Stellungnahmen abgegeben haben, erörtert. 

 

Der Vorhabenträger hat die Antragsunterlagen nach dem Erörterungstermin geändert. Gem. § 22 des 

Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) war deshalb die erneute Beteiligung der 

Öffentlichkeit erforderlich. Sie war jedoch auf die Änderungen zu beschränken.  

 

Neben der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange wurde die öffentliche Auslegung des geänder-
ten Antrags auf Erteilung einer abgrabungsrechtlichen Genehmigung für die o. g. Abgrabung beim 
Rhein-Erft-Kreis, der Stadt Elsdorf sowie bei der Gemeinde Niederzier durchgeführt. Gemäß § 73 
Absatz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz waren hier Einwendungen bis einschließlich zum 01.04.2021 
möglich. 

 
Aufgrund eines Antrags der Stadt Elsdorf gem. § 15 Abs. 3 BauGB wurde das Verfahren durch mich 

am 19.04.2021 zurückgestellt. Diese Zurückstellung habe ich am 08.09.2021 aufgehoben, das 

Verwaltungsverfahren wurde fortgeführt. 

 

Am 06.07.2022 wurde ein weiterer Änderungsantrag zum Antragsverfahren eingereicht. Aufgrund 

der vorgelegten Änderungen wurden hier lediglich die Träger öffentlicher Belange beteiligt. 

Gemäß § 73 Absatz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz und § 21 UVPG waren Einwendungen möglich.  

Nach Ablauf der Einwendungsfrist war vorgesehen, die rechtzeitig gegen die Antragsänderungen 

erhobenen Einwendungen, die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen von Vereinigungen nach § 

73 Absatz 4 Satz 5 Verwaltungsverfahrensgesetz sowie die Stellungnahmen der Behörden zum Antrag 

mit dem Träger des Vorhabens, den Behörden, den Betroffenen sowie denjenigen, die 

Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, zu erörtern.  

 

Der Rhein-Erft-Kreis als zuständige Behörde hat beschlossen, anstelle eines Erörterungstermins eine 

Online-Konsultation durchzuführen. Die Rechtsgrundlage hierfür hat die Bundesregierung mit dem 

Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG), welches am 29.05.2020 in Kraft getreten ist, geschaffen. 

Hierdurch ist gewährleistet, dass einerseits das laufende Erlaubnisverfahren und andererseits die 

vorgesehene Öffentlichkeitsbeteiligung ordnungsgemäß durchgeführt werden können.  

 

Die Online-Konsultation findet vom Freitag, den 05.01.2024 bis zum Freitag, den 12.01.2024 im 

Internetportal des Rhein-Erft-Kreises statt. Die Berechtigten haben neben dem Zugang zu 
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Informationen die Möglichkeit, sich elektronisch oder schriftlich (per Post) bis Freitag, den 

12.01.2024 (23:59 Uhr) zu äußern. Es besteht ein Wahlrecht, beide Formen sind nebeneinander 

zulässig. Die Berechtigung ist schriftlich per Mail an 70@rhein-erft-kreis.de, per Post an den 

Rhein-Erft-Kreis, Umweltamt, 50124 Bergheim oder per Fax an 02271/83-27010 anzuzeigen 

und nachzuweisen, z.B. durch eine Kopie des Personalausweises. Dieser Nachweis muss vor 

Beginn der Online-Konsultation erbracht werden. Die Berechtigten erhalten dann die benötigten 

Zugangsdaten. 

 

Gemäß § 73 Absatz 6 Satz 2 Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG 

NRW) erfolgt die Benachrichtigung über den Erörterungstermin durch die öffentliche 

Bekanntmachung im Amtsblatt des Rhein-Erft-Kreises.  

 
Bergheim, den 18.12.2023 

Az: 70-0-22/154 
Der Landrat des Rhein-Erft-Kreises 

Im Auftrag 

 

vom Felde 

 

7

mailto:70@rhein-erft-kreis.de


8



9



10



11



12



13



14



_____________________________________________________________  

Öffentliche Bekanntmachung der Satzung zur 21. Änderung der Satzung über die Erhebung 
von Gebühren für die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage der Stadt Bergheim vom 
12.12.2023 
Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.Juli 1994 (GV.NRW S. 666) und der §§ 1,2,4,6 und 7 des 
Kommunalabgaben-gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.Oktober 1969 
(GV NRW S. 712/SGV NRW 610), in der jeweils derzeit gültigen Fassung, hat der Rat der Kreisstadt 
Bergheim in seiner Sitzung am 11.12.2023 folgende Satzung beschlossen: 

 
Artikel I 

 
die nachfolgend aufgeführten Absätze des § 5 werden wie folgt geändert: 
(1) Die Schmutzwassergebühr beträgt im Jahr je cbm Schmutzwassermenge 3,72 Euro 
(2)  Die Niederschlagswassergebühr beträgt im Jahr je qm angeschlossener Grundstücksfläche 

1,54 Euro 
(3) Die Benutzungsgebühr nach § 2 Abs.2 dieser Satzung beträgt im Jahr je cbm Abwasser 4,67 

Euro 
 

Artikel II 
 

Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Die vorstehende Satzung zur 21. Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 
Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage der Stadt Bergheim wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gemäß § 7 
Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Bergheim, den 12.12.2023 
gez. Mießeler, Bürgermeister 
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_____________________________________________________________  

Öffentliche Bekanntmachung der Satzung zur 1. Änderung der Satzung über die Entsorgung 
von Abwasser aus Grundstücksentwässerungsanlagen vom 12.12.2023 
 
Aufgrund des § 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW 1994, S. 666) in der jeweils gültigen Fassung, 
der §§ 60 und 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585 ff.) in der jeweils gültigen Fassung, der 
§§ 43 ff und 46 Abs. 2 des Landeswassergesetzes Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926) in der jeweils gültigen Fassung, der 
Selbstüberwachungsverordnung Abwasser (SüwVO Abw) vom 17.10.2013 (GV NRW 2013, S. 
601) in der jeweils gültigen Fassung sowie des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten von 
19.02.1997 (BGBI. I 1997, S. 602), zuletzt geändert durch Art. 9a Abs. 55 des Gesetzes vom 
30.03.2021 (BGBI. I 2016, S. 1666), in der jeweils geltenden Fassung hat der Rat der Kreisstadt 
Bergheim in seiner Sitzung 11.12.2023 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Artikel I 
 
§ 12 Absatz 1 Buchstabe a) b) und c) erhält folgende geänderte Fassung: 
 
(1) Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung von Abwasser aus 
Grundstücksentwässerungsanlagen beträgt 
 

a) bei abflusslosen Gruben sowie bei Kleinkläranlagen mit einem CSB-Wert (roh) des zu 
entsorgenden Abwassers bis zu 2.000 mg/l (gemessen mit einem Küvettentestverfahren) 
93,70 € je cbm abgefahrenen Grubeninhaltes, 

b) bei abflusslosen Gruben sowie Kleinkläranlagen mit einem CSB-Wert (roh) des zu 
entsorgenden Abwassers von 2.001 mg/l bis zu 30.000 mg/l (gemessen mit einem Küvetten-
testverfahren) 113,20 € je cbm abgefahrenen Grubeninhaltes, 

c) bei abflusslosen Gruben sowie bei Kleinkläranlagen mit einem CSB-Wert (roh) des zu 
entsorgenden Abwassers von mehr als 30.000 mg/l (gemessen mit einem Küvetten-
testverfahren) 134,34 € je cbm abgefahrenen Grubeninhaltes. 

 
Artikel II 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Satzung zur 1. Änderung der Satzung über die Entsorgung von Abwasser aus 
Grundstücksentwässerungsanlagen wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gemäß § 7 
Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Bergheim, den 12.12.2023 
gez. Mießeler, Bürgermeister 
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_______________________________________________________________  
Öffentliche Bekanntmachung der Satzung zur 33. Änderung der Satzung über die 
Abfallentsorgungsgebühren der Stadt Bergheim vom 12.12.2023 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW S. 666) und der §§ 1, 2, 4, 6 und 7 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV 
NRW S. 712/SGV NRW 610), in der jeweils derzeit gültigen Fassung, hat der Rat der Kreisstadt 
Bergheim in seiner Sitzung am 11.12.2023 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel I 
 
die nachfolgend aufgeführten Absätze des § 4 werden wie folgt geändert: 
 
(2)  Die Jahresgebühr für die Restmülltonne beträgt bei 14-tägiger Entleerung  
  a) für jeden 60-l-Behälter 133,00 € 
  b) für jeden 80-l-Behälter 177,00 € 
  c) für jeden      120-l-Behälter                265,00 €  
  d) für jeden      240-l-Behälter                530,00 €  
  e) für jeden        770-l-Großraumbehälter        1.701,00 €  
  f) für jeden      1.100-l-Großraumbehälter      2.429,00 €  
 
(3) Die Jahresgebühr für die Restmülltonne beträgt bei wöchentlicher Entleerung 

a) für jeden 770-l-Großraumbehälter 2.515,00 € 
b) für jeden 1.100-l-Großraumbehälter 3.593,00 € 
 

(4)     Die Abfallentsorgungsgebühren für die Abfuhr der gekennzeichneten Restabfallsäcke, die mit 
         einem Fassungsvermögen von 70 l zugelassen sind und auf privatrechtlicher Basis an den Benutzer 
         abgegeben werden, sind beim Kauf der Abfallsäcke zu entrichten. Die Gebühr beträgt 5,90 € je 
         Abfallsack. 

 
(5)  Bei vollständiger und ordnungsgemäßer Eigenkompostierung wird auf die Jahresgebühr für die 

Restmülltonne auf schriftlichen Antrag ein Gebührenabschlag gewährt. Der Gebührenabschlag 
beträgt pro Jahr 
a) bei einem  60-l-Behälter 30,00 € 
b) bei einem  80-l-Behälter 39,00 € 
c) bei einem  120-l-Behälter 59,00 € 
d) bei einem  240-l-Behälter 118,00 € 
e) bei einem  770-l-Behälter (wöch.) 379,00 € 
f) bei einem  770-l-Behälter (14 täg.) 379,00 € 
g) bei einem  1.100-l-Behälter (wöch.) 542,00 € 
h) bei einem  1.100-l-Behälter (14 täg.) 542,00 € 
 

(6) Die Jahresgebühr für die Entleerung einer weiteren bereitgestellten Bioabfalltonne beträgt pro Jahr 
a)  bei einem  80-l-Behälter 39,00 € 
b) bei einem  120-l-Behälter 59,00 € 
c) bei einem  240-l-Behälter 118,00 € 
e) bei einem  660-l-Behälter 325,00 € 

 
  Pro Restmüllgefäß kann ein Biogefäß ohne zusätzliche Gebühr genutzt werden. 
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Artikel II 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2024 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung zur 33. Änderung der Satzung über die Abfallentsorgungsgebühren der Stadt 
Bergheim wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gemäß der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Bergheim, den 12.12.2023 
gez. Mießeler, Bürgermeister 
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_____________________________________________________________  

Öffentliche Bekanntmachung der Satzung zur 31. Änderung der Satzung über die Erhebung 
von Benutzungsgebühren für die Straßenreinigung in der Stadt Bergheim vom 12.12.2023 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW S. 666), des § 3 des Gesetzes über die Reinigung 
öffentlicher Straßen (StrReinG NW) vom 18. Dezember 1975 (GV NW S. 706/SGV NW 2061) und der 
§§ 1, 2, 4, 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) 
vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610), in der jeweils derzeit gültigen Fassung, hat 
der Rat der Kreisstadt Bergheim in seiner Sitzung am 11.12.2023 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel I 
 

die nachfolgend aufgeführten Absätze des § 3 werden wie folgt geändert: 
 
(3) Die Benutzungsgebühr beträgt bei einer einmaligen wöchentlichen 

Reinigung der Fahrbahn jährlich je Meter Frontlänge  2,07 € 
(4) Die Benutzungsgebühr beträgt bei einer einmaligen 14-tägigen 

Reinigung der Fahrbahn jährlich je Meter Frontlänge  1,03 € 
(6) Wird die Winterwartung von der Stadt ausgeführt, so beträgt die 

Benutzungsgebühr je Meter Frontlänge jährlich  0,94 € 
(8)      Für die im Straßenverzeichnis zur Satzung über die Straßenreinigung gesondert 
           aufgeführten Gehwegflächen, die von der Stadt zweimal wöchentlich gereinigt 
           und die im Winter gewartet werden, wird eine jährliche Gebühr von             7,96 € 
           je Meter Frontlänge erhoben. 
(9) Für die Fußgängerzonen, die im Straßenverzeichnis ebenfalls ausgewiesen sind, beträgt die 

Benutzungsgebühr jährlich 
a) bei fünfmal wöchentlicher Reinigung (außer an Sonn- und Feiertagen) und bei Durchführung 

der Winterwartung durch die Stadt 43,49 € je Meter Frontlänge und 
b) bei zweimal wöchentlicher Reinigung (außer an Sonn- und Feiertagen) und bei 

Durchführung der Winterwartung durch die Stadt 17,96 € je Meter Frontlänge. 
 

Artikel II 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2024 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung zur 31. Änderung der Satzung über die Erhebung von Benutzungsgebühren 
für die Straßenreinigung in der Stadt Bergheim wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gemäß der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn, 
eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Bergheim, den 12.12.2023 
gez. Mießeler, Bürgermeister 
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__________________________________________________________  
Öffentliche Bekanntmachung der Satzung zur 19. Änderung der Satzung über die Erhebung 
von Friedhofsgebühren der Stadt Bergheim vom 12.12.2023 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW S. 666), des § 4 des Gesetzes über das 
Friedhofs- und Bestattungswesen (BestG NRW) vom 17. 06. 2003 (GV NRW S. 313/SGV NRW 
2127) und der §§ 1, 2, 4, 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610), in der jeweils 
derzeit gültigen Fassung, hat der Rat der Kreisstadt Bergheim in seiner Sitzung am 11.12.2023 
folgende Satzung beschlossen: 

 
Artikel I 

 
§ 4 Punkt 1 - 6 erhalten folgende geänderte Fassung: 
 
1. Gebühren für die Grabnutzung, Grabanpachtung, Pachtverlängerung und 

Wiederanpachtung sowie Gebühren für die Bereitstellung des Aschenstreufeldes 
 
1.1 Erdgräber (Sarggräber) 

1.1.1 Erdreihengrab Erwachsene und Kinder über 5 Jahre 1.440,00 € 
1.1.2 Erdreihengrab Kinder bis zu 5 Jahre 691,00 € 
1.1.3 Anonymes Erdreihengrab 

inkl. Grabpflege während der Ruhezeit 2.592,00 € 
1.1.4 Erdeinzelwahlgrab (Einfachgrab) 3.456,00 € 
1.1.5 Tiefenerdwahlgrab  3.802,00 € 
1.1.6 Bei Mehrfacherdwahlgrabstellen als Einfach- und Tiefengrab erhöhen sich die 

Gebühren nach den Ziffern 1.1.4 und 1.1.5 dieser Satzung je weiterer Grabstelle 
um die entsprechende Gebühr der Einzelstelle. 

 1.1.7 Pflegeleichtes Rasenerdreihengrab inkl. Grabpflege 3.024,00 €  
  während der Ruhezeit 
1.2 Urnengräber 

1.2.1 Urnenreihengrab 1.152,00 € 
1.2.2 Urnenreihengrab in Urnengemeinschaftsanlage 
 inkl. Grabpflege während der Ruhezeit 1.872,00 € 
1.2.3 Anonymes Urnenreihengrab 

(auf einem einheitlichen Urnenflur ohne Kennzeichnung der 
einzelnen Grabstätte) inkl. Grabpflege während der Ruhezeit 1.584,00 € 

1.2.4 Urnenwahlgrabstätte bis zu zwei Aschenurnen  2.765,00 € 
1.2.5 Urnenwahlgrabstätte bis zu vier Aschenurnen  3.111,00 € 
1.2.6 Urnenwahlgrabkammer bis zu zwei Aschenurnen in Urnenstele 3.456,00 € 
1.2.7 Urnenwahlgrabkammer bis zu vier Aschenurnen in Urnenwand 3.283,00 € 
1.2.8 Pflegefreie Urnenwahlgrabstätte bis zu zwei Aschenurnen 2.938,00 € 
1.2.9 Pflegefreie Urnenwahlgrabstätte bis zu vier Aschenurnen 3.283,00 € 
 

Erfolgt gemäß den Vorschriften der Friedhofssatzung der Kreisstadt Bergheim, in der jeweils 
gültigen Fassung, die Verlängerung oder der Wiedererwerb des Nutzungsrechtes, wird für 
jedes angefangene Jahr die entsprechend anteilige Gebühr nach Ziffer 1 dieser Satzung 
erhoben. 
1.3 Aschenstreufeld 864,00 € 
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2. Bestattungs- und Beisetzungsgebühren 
 

2.1 Erdbestattungen (Sargbestattungen) 
2.1.1 Erdbestattung Erwachsene und Kinder über 5 Jahre in einem Reihen-  
  oder Wahlgrab sowie die obere Erdbestattung in einem  
  Tiefenwahlgrab 1.012,00 € 
2.1.2 Erdbestattung Kinder bis zu 5 Jahre in einem Reihengrab 211,00 € 
2.1.3 Erdbestattung Früh- und Totgeburten in einem Reihengrab 124,00 € 
2.1.4 Erdbestattung in einem anonymen Reihengrab 816,00 € 
2.1.5 Untere Erdbestattung in einem Tiefenwahlgrab 1.187,00 € 
2.1.6 Bestattungen von Gebeinesärgen werden nach tatsächlichem Aufwand 

abgerechnet. 
2.2 Urnenbeisetzungen 

2.2.1 Urnenbeisetzung in einem Reihen- oder Wahlgrab, in einer 
 pflegefreien Urnenwahlgrabstätte, in einer Urnenstele oder 
 in einer Urnenwand 308,00 € 
2.2.2 Urnen- und Aschenbeisetzung in einem anonymen Reihengrab 250,00 € 

2.3 Aschenverstreuung 
auf einem angelegten Aschenstreufeld 230,00 € 
 

3. Gebühren für die Benutzung der Friedhofseinrichtungen 
 

3.1 Aufbewahrung von Leichen in Leichenkammern 
für jeden angefangenen Kalendertag 88,00 € 

3.2 Aufbewahrung von Leichen in Kühlzellen  
 für jeden angefangenen Kalendertag 118,00 € 
3.3 Benutzung der Trauerhalle  277,00 € 
3.4 Aufbewahrung von Urnen für jede angefangene Woche 70,00 € 

 
4. Gebühren für sonstige Leistungen 

4.1 Genehmigung eines Antrags zum Aufstellen, Verändern oder Versetzen von  
Grabgestaltungen (zzgl. Grabräumungsgebühren gemäß Ziffer 5 sowie ggfs.  
zzgl. Gebühr für die Überwachung der Standfestigkeit bei stehenden  
Grabmalen gemäß Ziffer 4.2) 51,00 € 

4.2 Überwachung der Standfestigkeit bei stehenden Grabmalen 54,00 € 
  Diese Gebühr wird anlässlich der Genehmigung eines Antrages zum Aufstellen,  
       Verändern oder Versetzen von Grabgestaltungen gemäß Punkt 4.1 festgesetzt. 

4.3 Genehmigung eines Antrages zur Rückgabe von Nutzungsrechten an  
 einzelnen unbelegten Wahlgrabstellen bei einer Mehrfachgrabstätte inkl. 50,00 € 

des Absteckens der neuen Grabstätte 
4.4 Genehmigung der Ausgrabung zur Überführung auf einen Friedhof außer-                                 
 halb des Stadtgebietes            24,00 € 
4.5 Bei der Versendung von Urnen werden die tatsächlichen Kosten für Ver- 

packung und Porto in Rechnung gestellt. 
4.6 Umschreiben des Grabnutzungsrechtes auf den Rechtsnachfolger,  

 Entzug oder vorzeitige Rückgabe des Grabnutzungsrechts 15,00 € 
4.7  Ausstellen von Ersatzurkunden für das Grabnutzungsrecht sowie von       
       Zweitausfertigungen 8,00 € 
4.8  Unterhaltungsgebühr bei Entzug oder vorzeitiger Rückgabe des Grab- 

nutzungsrechts je Jahr der verbleibenden Ruhezeit 
4.8.1 für Urnengrabstätten 33,00 € 
4.8.2 für Erdgrabstätten pro Grabstelle 33,00 € 

4.9  Erteilung eines Berechtigungsscheines für die Durchführung gewerblicher    
       Arbeiten auf den Friedhöfen 41,00 € 
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5. Grabräumungsgebühren* 
 
 Grabräumungsgebühren werden im Voraus anlässlich der Genehmigung eines Antrags zum 

Aufstellen von Grabgestaltungen gemäß Punkt 4.1 festgesetzt sowie bei der Beauftragung der 
Kreisstadt Bergheim in den Fällen, in denen noch keine Grabräumungsgebühr im Voraus 
gezahlt wurde. 
5.1 Räumung eines Grabes mit liegendem Grabmal ohne Abdeckplatte und einschließlich 

Einfassung und Bepflanzung, eines Grabes mit Einfassung einschließlich Bepflanzung 
und eines Grabes mit Bepflanzung bei 
5.1.1 Grabräumung von Erdgräbern (Sarggräbern) 

5.1.1.1 Erdreihengrab Erwachsene und Kinder über 5 Jahre 236,00 € 
5.1.1.2 Erdreihengrab Kinder bis zu 5 Jahre 
 und pflegeleichtes Rasenerdreihengrab 79,00 € 
5.1.1.3 Erdeinzelwahlgrab (Einfachgrab) 261,00 € 
5.1.1.4 Erddoppelwahlgrab (Einfachgrab) 507,00 € 
5.1.1.5 Tiefenerdwahlgrab 308,00 € 

5.1.2 Grabräumung von Urnengräbern 
5.1.2.1 Urnenreihengrab, pflegefreie Urnenwahlgrabstätte und  
 Urnenwahlgrabkammer  84,00 € 
5.1.2.2 Urnenwahlgrabstätte bis zu zwei Aschenurnen  119,00 € 
5.1.2.3 Urnenwahlgrabstätte bis zu vier Aschenurnen 224,00 € 

5.2 Räumung eines Grabes mit stehendem Grabmal ohne oder mit Abdeckplatte, Einfassung 
und Bepflanzung oder 
Räumung eines Grabes mit liegendem Grabmal einschließlich Abdeckplatte, Einfassung 
und Bepflanzung bei 
5.2.1 Grabräumung von Erdgräbern (Sarggräbern) 

5.2.1.1 Erdreihengrab Erwachsene und Kinder über 5 Jahre 266,00 € 
5.2.1.2 Erdreihengrab Kinder bis zu 5 Jahre 
  und pflegeleichtes Rasenerdreihengrab 93,00 € 
5.2.1.3 Erdeinzelwahlgrab (Einfachgrab) 326,00 € 
5.2.1.4 Erddoppelwahlgrab (Einfachgrab) 637,00 € 
5.2.1.5 Tiefenerdwahlgrab 375,00 € 

5.2.2 Grabräumung von Urnengräbern 
5.2.2.1 Urnenreihengrab 107,00 € 
5.2.2.2 Urnenwahlgrabstätte bis zu zwei Aschenurnen  148,00 € 
5.2.2.3 Urnenwahlgrabstätte bis zu vier Aschenurnen 282,00 € 

Erfolgt die Grabräumung einer Mehrfachgrabstätte als Einfach- oder Tiefengrab und ist 
hierfür kein separater Gebührentarif ausgewiesen, erhöht sich die jeweilige Gebühr je weiterer 
Grabstelle um die entsprechende Gebühr der Einzelstelle nach den Ziffern 5.1 und 5.2. 
Wird bei Grabräumungen nach den Ziffern 5.1 und 5.2 die Inanspruchnahme von 
Fremdleistungen (z.B. die der Stadtwerke Bergheim GmbH) erforderlich, werden deren 
Kosten noch zusätzlich in Rechnung gestellt. 

 
6.  Gebühren für Ausgrabungen und Wiedereinbettungen 

6.1  Ausgrabungen von Urnen  367,00 € 
zzgl. der Bereitstellung einer Aschenkapsel, sofern das Umfüllen des 
Aschenrestes in eine andere Urne erforderlich wird 

6.2  Für die Durchführung von Wiedereinbettungen werden die entsprechenden 
 Bestattungs- und Beisetzungsgebühren nach der Ziffer 2 dieser Satzung erhoben. 
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Artikel II 
 

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2024 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung zur 19. Änderung der Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren 
der Stadt Bergheim wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gemäß § 
7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Bergheim, den 12.12.2023 
gez. Mießeler, Bürgermeister 
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l> 1 

BERGHEIM 
Öffentliche Bekanntmachung 

der Kreisstadt Bergheim über die Feststellung des Jahresabschlusses 2022 und die 
Entlastung des Bürgermeisters 

I. Beschluss des Rates vom 11.12.2023 

1. Der Jahresabschluss, bestehend aus Bilanz, Ergebnisrechnung, Finanzrechnung, 
Teilrechnungen, dem Anhang und dem Lagebericht für das Haushaltsjahr vom 01.01.2022 
bis zum 31.12.2022 wird, aufgrund der Stellungnahme des Ausschusses für Feuerwehr, 
Ordnung und Rechnungsprüfung über die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2022 
und Lageberichtes vom 01.01.2022 bis zum 31.12.2022, gemäß § 96 Abs. 1 GO NRW 
festgestellt. Die Bilanzsumme der Kreisstadt Bergheim zum 31.12.2022 beträgt 
668.442.165,23 Euro. 

2. In diesem Zusammenhang nimmt der· Rat die Stellungnahme des Ausschusses für 
Feuerwehr, Ordnung und Rechnungsprüfung zur Prüfung des Jahresabschlusses 
einschließlich des Lageberichtes zum 31.12.2022 der Kreisstadt Bergheim, zur Kenntnis. 
Der Rat nimmt zusätzlich den Beschluss des Ausschusses für Feuerwehr, Ordnung und 
Rechnungsprüfung TOP 4 n.ö. Vorlage 444/2023, ,,Bericht über die Prüfung der Einhaltung 
der gesetzlichen Vorschriften gern. § 102 Abs. 3 GO NRW des Jahresabschlusses 2022" 
vom 06.12.2023 zur Kenntnis. 

3. Dem Bürgermeister wird die Entlastung erteilt. 

4. Der Jahresüberschuss i.H.v. 14.829.910,35 Euro ist der Ausgleichsrücklage zuzuführen. 

5. Der vom · Rat festgestellte Jahresabschluss · ist gern. § 96 Abs. 2 GO NRW der 
Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen, öffentlich bekannt zu · machen und bis zur 
Feststellung des folgenden Jahresabschlusses zur Einsichtnahme verfügbar zu halten. 

II. Die Jahresrechnung der Kreisstadt Bergheim für das Haushaltsjahr 2022 schloss wie 
folgt ab: 

a) Bilanz 
AKTIVA 

0. Aufw. Erh. gemeindl. Leistungsf. 
1. Anlagevermögen 
2. Umlaufvermögen 
3. Aktive RAP 

Summe Aktiva 

PASSIVA 
23.684.018,12 € 1. Eigenkapital 155.921.577,39 € 

609.236.409,88 € 2. Sonderposten 196.126.379,00 € 
· 31.983.460,18 € 3. Rückstellungen 107.021.436,01 € 

3.538.277,05 € 4. Verbindlichkeiten 194.332.187,30 € 
5. Passive RAP 15.040.585,53 € 

668.442.165,23 € Summe Passiva 668.442.165,23 € 
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b) Gesamtergebnisrechnung 
Ordentliche Erträge 
./. Ordentliche Aufwendungen 

249.438.381,89 € 
238.836.602,74 € 

Ordentliches Ergebnis 
+ Saldo Finanzergebnis 
+ Saldo Außerordentliches Ergebnis 

10.601.779,15 € 
-1.732.513,70 € 
5.960.644,90 € 

Jahresergebnis 14.829.910,35 € 

c) Gesamtfinanzrechnung 
Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 
./. Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 

229.823.516,93 € 
211.506.856,94 € 

Saldo der lfd. Verwaltungstätigkeit 
+ Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 
./. Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 

18.316.659~99 € 
23.184.706,14 € 
37.411.0~6,65 € 

Saldo aus Investitionstätigkeit 
F inanzmi ttelüberschuss/- fehlbetrag 
+ Aufnahme u. Rückflüsse von Darlehen 
+ Aufnahme von Krediten zur Liquiditätssicherung 
./. Tilgung und Gewährung von Darlehen 
./.Tilgung von Krediten zur Liquiditätssicherung 

-14.226.320,51 € 
4.090.339,48 € 

20.727.173,35 € 
205.000.000,00 € 

8.196.675,42 € 
219.000.000,00 € 

Saldo aus Finanzierungstätigkeit 
Änderung des Bestandes an eigenen Finanzmitteln 
+ Anfangsbestand an Finanzmitteln 
+ Bestand an fremden Finanzmitteln 

-1.469 .502,07 € 
2.620.837,41 € 
1.333.743,13 € 
-260.911,44 € 

Liquide Mittel 3.693.669,10 € 

III. Der festgestellte Jahresabschluss der Kreisstadt Bergheim für das Haushaltsjahr 2022 liegt 
nach Erscheinen dieser Bekanntmachung und bis zur Feststellung des folgenden 
Jahresabschlusses während der allgemeinen Besuchszeiten im Rathaus in Bergheim, 
Bethlehemer Str. 9 - 11; Zimmer 2.07, öffentlich aus. Darüber hinaus ist der 
Jahresabschluss im Internet unter www.bergheim.de ständig verfügbar. 

IV. Der Beschluss des Rates der Kreisstadt Bergheim wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 

Bergheim, den 12.12.2023 
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17. Änderungssatzung der Gebührensatzung für die  
Musikschule La Musica  

 
 
Aufgrund der §§ 8 Abs. 4 und 19 Abs. 3 des Gesetzes für kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GkG) vom 01.01.1979 i.V. m. § 4 der Gemeindeordnung NRW 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 sowie der §§ 4 und 6 des KAG 
NRW vom 21.10.1969, jeweils in der derzeit gültigen Fassung, hat die 
Zweckverbandsversammlung am 14.12.2023 die 17. Änderungssatzung der 
Gebührensatzung für die Musikschule La Musica beschlossen:  
 
 

§ 1  
 

Der § 1 wird um die Absätze 4 und 5 erweitert:  
 

(4)  Für Schüler aus Kommunen, die nicht Mitglied im Zweckverband sind, wird ein 
Auswärtigenzuschlag i.H.v. 15% auf den jeweiligen Gebührensatz erhoben. Für 
Schüler von Bläserklassen wird dieser Zuschlag nicht erhoben.  

(5) Für Grundstufen- sowie für den Fachunterricht wird eine einmalige 
Aufnahmegebühr von 10,00 € erhoben. 

 
§ 2 

 
Die Tabelle I des § 2 Abs. 1 der Satzung erhält folgende Fassung:  
 
Anhang: Gebühren-Tabellen ab 01.01.2024 
 
Tabelle I  (Unterrichtsgebühren) 
 
 

Unterrichtsart 

Monats- 
Gebühren 
Kinder und 

Jugendliche*¹ 

Monats- 
Gebühren 

Erwachsene 
 

 
Grundstufe 

 
 

 

Eltern-Kind-Kurs 45 Min. 20,70 €  

Eltern-Kind-Kurs 60 Min. 27,50 €  

Kurs-Unterricht "Musikalische Früherziehung" 
(7 bis 12 Teilnehmer) 

27,50 € - 

Kurs-Unterricht "Musikalische Grundausbildung" 
(7 bis 12 Teilnehmer) 

27,50 € - 
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Fachunterricht 

  

Ensemble Fachunterricht 45 Min. 
mit Hauptfach (2 oder mehr Teilnehmer) 
und neue Einsteiger-Angebote 

19,00 € 23,20 € 

Ensemble Fachunterricht 45 Min. 
ohne Hauptfach 

21,00 € 25,20 € 

Ensemble Fachunterricht 60 Min. 
mit Hauptfach (2 oder mehr Teilnehmer) 
und neue Einsteiger-Angebote 

25,30 € 30,80 € 

Ensemble Fachunterricht 60 Min. 
ohne Hauptfach 

28,00 € 33,70 € 

Gruppen à 3 - 5 Schüler 45 Min. 33,40€ 37,50 € 

Gruppen à 3 - 5 Schüler 60 Min. 44,40 € 50,00 € 

Partnerunterricht 30 Min. 34,70 € 42,00 € 

Partnerunterricht 45 Min. 52,50 € 63,80 € 

Einzelunterricht 30 Min. 68,50 € 85,50 € 

Einzelunterricht 45 Min. 104,00€ 129,50 € 
 
 
Förder – Ensembles*² 

  

Förder - Ensemble 
(Teilnehmer die Unterricht in einem Hauptfach 
erhalten) 

gebührenfrei gebührenfrei 

Förder – Ensemble 
(Teilnehmer ohne Unterricht in einem Hauptfach) 

10,70 € 14,20 € 

 
Tabelle II  (Leihgebühren für Instrumente) 
 
Leihzeitraum 

Jahresgebühr 
 

Jahresgebühr 
 

Leihgebühr für das 1. Jahr 90,00 € 96,00 € 
Leihgebühr für das 2. Jahr 108,00 € 120,00 € 
Leihgebühr für das 3. Jahr 180,00 € 192,00 € 

 

*¹ siehe hierzu § 2 (1) 
*² Die Teilnehmer müssen sich für jährlich zwei Auftritte ohne Aufwandsentschädigung für die 
Musikschule 
    La Musica bereithalten 
 
 
 
 

§ 3 Inkrafttreten 
 
Die Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung:  
 
Die vorstehende 17. Änderung der Gebührensatzung der Musikschule La Musica wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen kann gegen die vorstehende Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn  
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
 Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Verbandsvorsteher hat den Beschluss der Zweckverbandsversammlung 
 vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Verbandsvorsteher 
 vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache  
 bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
 
Bergheim, den 15.12.2023 
 
 
gez. 
 
Volker Mießeler 
Zweckverbandsvorsteher 
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